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AVA ABFALLVERWERTUNG 

AUGSBURG 

KOMMUNALUNTERNEHMEN – 

ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN 

RECHTS DES 

ABFALLZWECKVERBANDS 

AUGSBURG AZV 

 

Amtliche Bekanntmachung des 

Beschlusses über die 

Feststellung des 

Jahresabschlusses 2025 

 

Der Verwaltungsrat der AVA 

Abfallverwertung Augsburg 

Kommunalunternehmen (AVA KU) hat in 

seiner Sitzung am 30.04.2026 zur 

Feststellung des Jahresabschlusses 

2025 folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Jahresabschluss sowie der 

Lagebericht der AVA Abfallverwertung 

Augsburg KU  

für das Wirtschaftsjahr 2025 wurden 

durch die O & P GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Augsburg, geprüft und mit dem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

versehen. Der Abschlussprüfer hat an den 

Beratungen im Wirtschafts- und 

Prüfungsausschuss und im 

Verwaltungsrat teilgenommen und über 

die wesentlichen Ergebnisse seiner 

Prüfung berichtet.  

Der Verwaltungsrat hat den vom Vorstand 

aufgestellten Jahresabschluss, den 

Lagebericht und die Erfolgsübersicht 

(Sektorale Aufteilung) geprüft und in der 

32. Verwaltungsratssitzung am 

30.04.2026 eingehend erörtert. Nach dem 

abschließenden Ergebnis seiner Prüfung 

wurden keine Einwendungen erhoben. Der 

Verwaltungsrat hat das Prüfungsergebnis 

des Abschlussprüfers zustimmend zur 

Kenntnis genommen und stellt den 

Jahresabschluss, den Lagebericht und 

die Erfolgsübersicht (Sektorale 

Aufteilung) für das Wirtschaftsjahr 2025 

fest.“ 

 

Die O & P GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Augsburg, hat den Jahresabschluss und 

den Lagebericht 2025 der AVA KU 

geprüft und mit dem im Folgenden 

wiedergegebenen uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk versehen: 

 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 

UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 

An die AVA Abfallverwertung Augsburg 

Kommunalunternehmen 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der AVA 

Abfallverwertung Augsburg 

Kommunalunternehmen – bestehend aus 

der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und 

der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 

zum 31. Dezember 2025 sowie dem 

Anhang, einschließlich der Darstellung der 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

– geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht der AVA Abfallverwertung 

Augsburg Kommunalunternehmen für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 

bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.  

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der 

bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte 

Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen der bayerischen Verordnung 

über Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und vermittelt unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und 

Finanzlage der Gesellschaft zum 31. 

Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 

bis zum 31. Dezember 2025 und 

• vermittelt der beigefügte 

Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 

Bild von der Lage des 

Kommunalunternehmens. In allen 

wesentlichen Belangen steht dieser 

Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht der 

bayerischen Verordnung über 

Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m. den 

deutschen handelsrechtlichen 

Vorschriften und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend dar.   

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 

wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 

Art. 107 Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für 

die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend 

beschrieben. Wir sind von dem 

Kommunalunternehmen unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen 

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 

Vorschriften und haben unsere sonstigen 

deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten 

Prüfungsnachweise ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 

dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter und des Verwaltungsrats für 

den Jahresabschluss und den 

Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind 

verantwortlich für die Aufstellung des 

Jahresabschlusses, der den Vorschriften 

der bayerischen Verordnung über 

Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m. den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 

frei von wesentlichen falschen 
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Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen (d.h. Manipulationen der 

Rechnungslegung und 

Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 

ist. 

 

Bei der Aufstellung des 

Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 

Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Kommunalunternehmens 

zur Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 

Weiteren haben sie die Verantwortung, 

Sachverhalte in Zusammenhang mit der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu bilanzieren, sofern dem nicht 

tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die Aufstellung des 

Lageberichts, der insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage des 

Kommunalunternehmens vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit 

dem Jahresabschluss in Einklang steht, 

den Vorschriften der bayerischen 

Verordnung über 

Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m. den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften 

entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die 

Vorkehrungen und Maßnahmen 

(Systeme), die sie als notwendig erachtet 

haben, um die Aufstellung eines 

Lageberichts in Übereinstimmung mit den 

anzuwendenden Vorschriften der 

bayerischen Verordnung über 

Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m. den 

deutschen für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften zu ermöglichen, und um 

ausreichende geeignete Nachweise für 

die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 

können. 

 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für 

die Überwachung des 

Rechnungslegungsprozesses des 

Kommunalunternehmens zur Aufstellung 

des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 

Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 

Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen falschen Darstellungen 

aufgrund von dolosen Handlungen oder 

Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Kommunalunternehmens 

vermittelt sowie in allen wesentlichen 

Belangen mit dem Jahresabschluss 

sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, der bayerischen Verordnung über 

Kommunalunternehmen (KUV) i.V.m. den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften entspricht und die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 

unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 

an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 

HGB und Art. 107 Gemeindeordnung für 

den Freistaat Bayern unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche 

falsche Darstellung stets aufdeckt. 

Falsche Darstellungen können aus 

dolosen Handlungen oder Irrtümern 

resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise 

erwartet werden könnte, dass sie einzeln 

oder insgesamt die auf der Grundlage 

dieses Jahresabschlusses und 

Lageberichts getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von 

Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir 

pflichtgemäßes Ermessen aus und 

bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir 

die Risiken wesentlicher falscher 

Darstellungen im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern, planen und 

führen Prüfungshandlungen als Reaktion 

auf diese Risiken durch sowie erlangen 

Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 

Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 

resultierende wesentliche falsche 

Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist 

höher als das Risiko, dass eine aus 

Irrtümern resultierende wesentliche 

falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 

da dolose Handlungen kollusives 

Zusammenwirken, Fälschungen, 

beabsichtigte Unvollständigkeiten, 

irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen 

beinhalten können. 

 

• erlangen wir ein Verständnis 

von den für die Prüfung des 

Jahresabschlusses relevanten internen 

Kontrollen und den für die Prüfung des 

Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um 

Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den Umständen angemessen sind, jedoch 

nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit der internen Kontrollen des 

Kommunalunternehmens bzw. dieser 

Vorkehrungen und Maßnahmen 

abzugeben. 

 

• beurteilen wir die 

Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die 

Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten 

Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

 

• ziehen wir Schlussfolgerungen 

über die Angemessenheit des von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

sowie, auf der Grundlage der erlangten 

Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 

Unsicherheit im Zusammenhang mit 

Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 

des Kommunalunternehmens zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht 

aufmerksam zu machen oder, falls diese 

Angaben unangemessen sind, unser 
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jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage der bis zum Datum 

unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können 

jedoch dazu führen, dass das 

Kommunalunternehmen seine 

Unternehmenstätigkeit nicht mehr 

fortführen kann. 

 

• beurteilen wir Darstellung, 

Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses 

insgesamt einschließlich der Angaben 

sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 

und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Kommunalunternehmens vermittelt. 

 

• beurteilen wir den Einklang des 

Lageberichts mit dem Jahresabschluss, 

seine Gesetzesentsprechung und das von 

ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Kommunalunternehmens. 

 

• führen wir 

Prüfungshandlungen zu den von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im 

Lagebericht durch. Auf Basis 

ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 

insbesondere die den 

zukunftsorientierten Angaben von den 

gesetzlichen Vertretern zugrunde 

gelegten bedeutsamen Annahmen nach 

und beurteilen die sachgerechte Ableitung 

der zukunftsorientierten Angaben aus 

diesen Annahmen. Ein eigenständiges 

Prüfungsurteil zu den 

zukunftsorientierten Angaben sowie zu 

den zugrunde liegenden Annahmen 

geben wir nicht ab. Es besteht ein 

erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 

künftige Ereignisse wesentlich von den 

zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung 

Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung 

der Prüfung sowie bedeutsame 

Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger bedeutsamer Mängel in internen 

Kontrollen, die wir während unserer 

Prüfung feststellen.” 

Augsburg, 13. April 2026 

 

O&P 

GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Stefan Biechele, Wirtschaftsprüfer  

Wolfgang Leeb, Wirtschaftsprüfer 

 

Gemäß Beschluss des Verwaltungsrats 

vom 30.04.2026 wird der Jahresgewinn 

in Höhe von 3.051.331,02 € wie folgt 

verwendet: 

- Ein Betrag in Höhe von 

395.807,06 € wird an den Träger 

ausgeschüttet. 

- Der übersteigende Gewinn in 

Höhe von 2.655.523,96 € wird in die 

Rücklagen eingestellt. 

 

Der Jahresabschluss und der 

Lagebericht 2025 sind in der Zeit vom 

25.06.2026 bis 03.07.2026 im ersten 

Stock des Verwaltungsgebäudes der 

AVA, Am Mittleren Moos 60, 86167 

Augsburg öffentlich ausgelegt. Der 

Zugang erfolgt über die Pforte der AVA.  

 

AVA Abfallverwertung Augsburg 

Kommunalunternehmen 

Anstalt des öffentlichen Rechts des 

Abfallzweckverbands Augsburg AZV 

 

Dirk Matthies 

Vorstand 

 

Augsburg, den 20.05.2026 

_________________________________________ 

 

Bekanntmachung über die 

Erteilung einer Baugenehmigung 

an  

 

Frau 

Petra Dichtl 

Hauptstr. 24 

86459 Gessertshausen  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 26.05.2026 Az.Nr. 1-4079-2025-

BA folgende Baugenehmigung erlassen: 

  

1. Die Baugenehmigung für das 

Vorhaben "Umbau eines best. Gebäudes 

nach erfolgter Grundstücksteilung 

zur Unterbringung von 4 

Gewerbeeinheiten im EG und 1 Wohnung 

im OG/DG" auf dem Grundstück Fl.Nr. 13 

der Gemarkung Gessertshausen 

entsprechend den mit dem 

Genehmigungsvermerk vom 26.05.2026 

versehenen Bauvorlagen wird erteilt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 

  

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

  

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 

 

Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB -

Baugesetzbuch-). 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO beantragt 

werden. 

 

Hinweis zur Bekanntmachung  

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten 

Baugenehmigungsbescheides an die 

betroffenen Nachbarn i. S. von Art. 66 

Abs. 1 S. 4 BayBO ersetzt wird; die 
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Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Akteneinsichtsgesuche können online an 

die E-Mail-Adresse Akteneinsicht-

Bauamt@LRA-a.bayern.de gerichtet 

werden. Rein vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass Verfahrensakten in 

Papierform zum Zwecke der 

Akteneinsicht nicht außer Haus gegeben 

werden. Auch möchten wir darauf 

hinweisen, dass Akteneinsichten in 

Papierform in der unteren 

Bauaufsichtsbehörde regelmäßig nur in 

begründeten Ausnahmefällen möglich 

sind. 

 

Augsburg, den 26.05.2026 

_________________________________________ 

 

1. Sitzung des Kreisausschusses 

 

Die nächste Sitzung findet statt am 

 

Montag, den 08.06.2026 um 09:30 Uhr 

im Landratsamt Augsburg, Großer 

Sitzungssaal B 1.84 

 

Tagesordnung: 

 

Öffentliche Sitzung: 

 

1. Genehmigung der 

Niederschrift über die die öffentliche 

Sitzung des Kreisausschusses vom 

23.03.2026 

  

2. Vorlage der Jahresrechnung 

2025 

  

3. Jahresrechnung 2024; 

Feststellung und Entlastung gem. Art. 88 

Abs. 3 LKrO 

  

4. Überörtliche Prüfung der 

Jahresrechnungen 2019 bis 2023 für das 

Prüfungsgebiet des Bauwesens 

  

5. Verschiedenes, Wünsche und 

Anfragen 

 

Augsburg, den 27.05.2026 

_________________________________________ 

 

Bekanntmachung über die 

Erteilung einer Baugenehmigung 

an  

 

Firma 

SGL Carbon SE 

Werner-von-Siemens Str. 18 

86405 Meitingen  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 28.05.2026 Az.Nr. 2-199-2026-BA 

folgende Baugenehmigung erlassen: 

  

1. Die Baugenehmigung für das 

Vorhaben "Nutzungsänderung Geb. 311 

Raum 015, von Lager zu Produktion 

Flur-Nr.: 677" auf dem Grundstück Fl.Nr. 

677 der Gemarkung Meitingen 

entsprechend den mit dem 

Genehmigungsvermerk vom 28.05.2026 

versehenen Bauvorlagen wird erteilt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 

  

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

    

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

  

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 

 

Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB -

Baugesetzbuch). 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO beantragt 

werden. 

 

Hinweis zur Bekanntmachung  

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten 

Baugenehmigungsbescheides an die 

betroffenen Nachbarn i. S. von Art. 66 

Abs. 1 S. 4 BayBO ersetzt wird; die 

Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Akteneinsichtsgesuche können online an 

die E-Mail-Adresse Akteneinsicht-

Bauamt@LRA-a.bayern.de gerichtet 

werden. Rein vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass Verfahrensakten in 

Papierform zum Zwecke der 

Akteneinsicht nicht außer Haus gegeben 

werden. Auch möchten wir darauf 

hinweisen, dass Akteneinsichten in 

Papierform in der unteren 

Bauaufsichtsbehörde regelmäßig nur in 

begründeten Ausnahmefällen möglich 

sind. 

 

Augsburg, den 28.05.2026 

_________________________________________ 

 

Bekanntmachung über die 

Erteilung einer Baugenehmigung 

an  

 

Frau 

Jasmin Schmid 

Täfertinger Str. 1 

86356 Neusäß  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 28.05.2026 Az.Nr. 1-798-2026-BA 

folgende Baugenehmigung erlassen: 

  

1. Die Baugenehmigung für das 

Vorhaben "Nutzungsänderung des 

Stadels in Räumlichkeiten für Seminare 

und 

Festivitäten, Nutzungsänderung des 

bisherigen Saals in Gewerbefläche,  

Sanierung der bestehenden 

Gästezimmer. 

Flurstück 1 - Gemarkung Täfertingen 
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Täfertinger Str. 1 - 86356 Neusäß" auf 

dem Grundstück Fl.Nr. 1 der Gemarkung 

Täfertingen entsprechend den mit dem 

Genehmigungsvermerk vom 28.05.2026 

versehenen Bauvorlagen wird erteilt. 

2. Von Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO 

werden folgende Abweichungen 

zugelassen: 

2.1 Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand des 

Stadels wird auf einer Länge von 0 m - 

0,74 m zum Grundstück mit der Flur-Nr. 

544 der Gemarkung Täfertingen auf eine 

Tiefe von 0,875 m statt der erforderlichen 

3 m reduziert. [1 m² Fläche] 

2.2 Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand des 

Stadels wird auf einer Länge von 29,605 

m - 30,345 m zum Grundstück mit der 

Flur-Nr. 544 der Gemarkung Täfertingen 

auf eine Tiefe von 0,875 m - 0,87 m statt 

der erforderlichen 3 m reduziert. [63,75 

m² Fläche] 

2.3 Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand der 

Gastronomie mit begehbarem 

Flachdach wird auf einer Länge von 4,99 

m zum Grundstück mit der Flur-Nr. 544 

der Gemarkung Täfertingen auf eine 

Tiefe von 0 m - 0,36 m statt der 

erforderlichen 3 m reduziert. [6,73 m² 

Fläche] 

2.4 Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand der 

Gastronomie mit Gästewohnungen wird 

auf einer Länge von 8,325 m zum 

Grundstück mit der Flur-Nr. 544 der 

Gemarkung Täfertingen auf eine Tiefe 

von 1,295 m statt der erforderlichen 3 m 

- 4,265 m reduziert. [20,61 m² Fläche] 

2.5 ¬Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand des 

Gastronomie Sanitärbereichs  wird auf 

einer Länge von 6,12 m zum Grundstück 

mit der Flur-Nr. 544 der Gemarkung 

Täfertingen auf eine Tiefe von 2,045 m 

statt der erforderlichen 3 m reduziert. 

[5,25 m² Fläche] 

2.6 Die Tiefe der Abstandsfläche 

vor der westlichen Außenwand der 

Lager- und Gewerbehalle wird auf einer 

Länge von 26,80 m zum Grundstück mit 

der Flur-Nr. 544 der Gemarkung 

Täfertingen auf eine Tiefe von 1,155 m - 

1,215 m statt der erforderlichen 3 m 

reduziert. [48,63m² Fläche] 

3. Von Art. 31 Abs. 1 BayBO in 

Verbindung mit Art. 34 Abs. 2 Satz 1 und 

Art. 32 Abs. 5 wird folgende Abweichung 

zugelassen: 

Der 2. Rettungsweg aus dem Raum für 

Seminare & Festivitäten im 1. OG des 

Stadels wird, wie im Plan dargestellt, an 

der Engstelle zur Grundstücksgrenze mit 

einer Breite von 1,05 m anstatt der 

erforderlichen 1,25 m zugelassen. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 

  

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

  

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 

 

Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB -

Baugesetzbuch-). 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO beantragt 

werden. 

 

Hinweis zur Bekanntmachung  

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten 

Baugenehmigungsbescheides an die 

betroffenen Nachbarn i. S. von Art. 66 

Abs. 1 S. 4 BayBO ersetzt wird; die 

Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Akteneinsichtsgesuche können online an 

die E-Mail-Adresse Akteneinsicht-

Bauamt@LRA-a.bayern.de gerichtet 

werden. Rein vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass Verfahrensakten in 

Papierform zum Zwecke der 

Akteneinsicht nicht außer Haus gegeben 

werden. Auch möchten wir darauf 

hinweisen, dass Akteneinsichten in 

Papierform in der unteren 

Bauaufsichtsbehörde regelmäßig nur in 

begründeten Ausnahmefällen möglich 

sind. 

 

Augsburg, den 28.05.2026 

______________________________________________ 

 

Allgemeinverfügung des 

Landkreises Augsburg über die 

Förderung des öffentlichen 

Personennahverkehrs zur 

Sicherstellung des 

Ausbildungsverkehrs durch 

Bezuschussung der Fahrgäste in 

Form der Ausgabe vergünstigter 

Fahrausweise im Landkreis 

Augsburg 

 

Aufgrund von Art. 17/21 der 

Landkreisordnung für den Freistaat 

Bayern (Landkreisordnung – LKrO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 22. 

August 1998 (GVBl. S. 826), zuletzt 

geändert durch § 3 des Gesetzes vom 9. 

Dezember 2024 (GVBl. S. 573), Art. 8 Abs. 

1 und 2 des Gesetzes über den 

öffentlichen Personennahverkehr in 

Bayern (BayÖPNVG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 30. Juli 1996 

(GVBl. S. 336), zuletzt geändert durch Art. 

17 des Gesetzes vom 23. Dezember 

2024 (GVBl. S. 605) und § 8a Abs. 1 des 

Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), 

zuletzt geändert durch Art. 7 des 

Gesetzes vom 11. April 2024 (BGBl. 2024 

Nr. 119) erlässt der Landkreis Augsburg 

als 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g 
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folgende allgemeine Vorschrift gemäß 

Art. 2 lit. l) und Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 

1370/2007: 

 

Präambel 

1977 hat der Bundesgesetzgeber mit § 

45a PBefG die Ausgleichsleistungen für 

die Beförderung von Personen mit 

Zeitfahrausweisen des 

Ausbildungsverkehrs eingeführt. Die 

Unternehmen erhalten seitdem einen 

anhand von Parametern berechneten 

Ausgleich für die Beförderung von 

Personen mit Zeitfahrausweisen des 

Ausbildungsverkehrs. Anders als es die 

in § 45a PBefG und in der PBefAusglV 

angelegten Parameter für die 

Berechnung dieser Ausgleichsleistung 

nahelegen, ging und geht es bei den 

Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG 

aber nicht nur um die Rabattierung der 

Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehrs. 

 

Vielerorts gab es im ländlichen Raum 

Mitte der 70er Jahre überhaupt kein 

ÖPNV-Angebot mehr. 

 

Um Schülern den Besuch von 

weiterführenden Schulen in Unter- und 

Mittelzentren zu ermöglichen (ein Ziel der 

Schulreformen zu dieser Zeit), mussten 

nicht mehr vorhandene Verkehre also 

erst wieder eingerichtet werden. Selbst 

dort, wo es im Regionalverkehr noch ein 

Grundangebot gab, fuhren nach 14:00 

Uhr kaum weitere Busse. Letzterem 

Umstand verdankt die Kostensatzgruppe 

Orts- und Nachbarortslinienverkehr ihre 

Entstehung. Bei mindestens 14 

Fahrtenpaaren täglich musste auch 

nachmittags und am Frühabend wieder 

ÖPNV angeboten werden. 

 

Seit Inkrafttreten der VO (EG) Nr. 

1370/2007 waren § 45a PBefG und die 

PBefAusglV eine allgemeine Vorschrift 

gemäß Art. 3 Abs. 3. 

 

Zum 01.01.2024 hat der Freistaat Bayern 

§ 45a PBefG (wie in § 64a PBefG 

zugelassen) in Landesrecht überführt. 

 

Gemäß Art. Art. 24 Abs. 1 BayÖPNVG 

gewährt der Freistaat Bayern den 

Aufgabenträgern zur Finanzierung der 

Verpflichtung nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 

und 2 BayÖPNVG jährliche Hilfen für den 

Ausbildungsverkehr. Laut dieser 

Verpflichtung ist u.a. von den 

Aufgabenträger zu gewährleisten, dass 

Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehrs im allgemeinen 

öffentlichen Personennahverkehr 

gegenüber Zeitfahrausweisen des 

regulären Tarifangebots mit räumlich, 

sachlich und zeitlich vergleichbarer 

Gültigkeit ermäßigt werden (siehe Art. 8 

Abs. 2 BayÖPNVG). Gemäß § 24 Abs. 3 

BayÖPNVG sind die nach Art. 24 Abs. 1 

BayÖPNVG zur Verfügung gestellten 

Mittel von den Aufgabenträgern 

zweckgebunden für die Sicherstellung 

des Ausbildungsverkehrs im allgemeinen 

öffentlichen Personennahverkehr zu 

verwenden. Dies erfolgt in Form von 

Ausgleichsleistungen an die 

Verkehrsunternehmen, die in dem Gebiet 

des Aufgabenträgers öffentliche 

Nahverkehrsleistungen anbieten oder 

erbringen. Die Ausgleichsleistungen 

werden erbracht für die finanziellen 

Auswirkungen, die auf die Erfüllung der 

tariflichen Verpflichtungen im 

Zusammenhang mit der Rabattierung 

von Zeitfahrausweisen des 

Ausbildungsverkehrs im öffentlichen 

Personennahverkehr zurückzuführen 

sind. 

 

Den Aufgabenträgern obliegt es somit, 

auf dieser Basis den Ausgleich für 

Ausbildungshilfen im Verhältnis zu den 

Verkehrsunternehmen des allgemeinen 

ÖPNV nach Maßgabe der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen 

öffentlicher Dienstleistungsaufträge 

oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 

Im Landkreis Augsburg bestehen 

öffentlichen Dienstleistungsaufträge in 

Form von Bruttoverträgen (AVV-

Regionalbusverkehr). 

 

Diesbezüglich gelten die Regelungen des 

jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags/der Betrauung, 

insbesondere hinsichtlich der 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung 

bezüglich der Festlegung der vom 

Landkreis Augsburg vorgegebenen 

Beförderungsentgelte und -bedingungen 

in Bezug auf Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehr als Höchsttarif und 

der dort geregelten Ausgleichsleistung. 

 

Die Allgemeine Vorschrift regelt daher 

einen grundsätzlichen Vorrang der 

öffentlichen Dienstleistungsaufträge. Sie 

regelt eine gemeinschaftliche 

Verpflichtung bezüglich der Festlegung 

der vom Landkreis Augsburg 

vorgegebenen Beförderungsentgelte und 

-bedingungen in Bezug auf 

Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehr nur insoweit, wie der 

jeweilige öffentliche 

Dienstleistungsauftrag eine 

entsprechende Verpflichtung 

einschließlich Ausgleichsleistungen 

hierfür nicht enthält. Die Umsetzung der 

Tarifanerkennung im Einzelnen, die 

Ermittlung und Abwicklung der 

Ausgleichsleistungen sowie der 

erforderlichen Nachweisführung hierfür 

erfolgt sodann auf Grundlage des 

jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags unter 

vollständiger Beachtung der Regelungen 

der allgemeinen Vorschrift. Hierfür sind 

bei Bedarf Anpassungen der 

zugrundeliegenden öffentlichen 

Dienstleistungsaufträge in Form von 

Ergänzungsvereinbarungen zu treffen. 

 

Darüber hinaus gibt es 

eigenwirtschaftliche Verkehre. 

 

Im Rahmen des neuen Art. 24 

BayÖPNVG (Hilfen für den 

Ausbildungsverkehr) wird unterschieden 

zwischen Bestandsverkehren, deren 

Linienverkehrsgenehmigungen noch 

Geltungsdauer haben, und wiederteilten 

Linienverkehren. 

 

1. Vor 01.01.2025 erteilte 

Linienverkehrsgenehmigungen 

(Bestandsverkehre): 

Für Bestandsverkehre werden die 

bisherigen Ausgleichsmittel gemäß § 

45a PBefG bis zum Ablauf der 

Geltungsdauern als Hilfen für den 

Ausbildungsverkehr weiter gewährt. 

 

Es handelt sich insofern jedoch nur um 

eine Regelung für Leistungen, die 

aufgrund der Bestandssicherung 

während einer Übergangsphase an die 

Verkehrsunternehmen ausbezahlt 

werden. 

 

Bis zum 31.12.2025 wurde die 

Ausgleichsgewährung im Rahmen der 

Ausgleichsgewährung für das 

Deutschlandticket abgewickelt. 

 

Hierzu hatte der Landkreis Augsburg für 

das Kalenderjahr 2025 eine Allgemeine 

Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über die 
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Festsetzung des Deutschlandtickets 

einschließlich Ermäßigungsticket als 

Höchsttarif erlassen (siehe 

Bekanntmachung des Landratsamt 

Augsburg Amtsblatt vom 11.12.2024, Nr. 

50). 

 

Ab dem 01.01.2026 sind die Hilfen für 

den Ausbildungsverkehr gemäß Art. 24 

ÖPNVG nicht mehr Bestandteil einer 

allgemeinen Vorschrift über die 

Festsetzung des Deutschlandtickets als 

Höchsttarif. 

 

Die Hilfen für den Ausbildungsverkehr für 

Verkehre in der Bestandssicherung 

müssen daher für den Fall der 

Eigenwirtschaftlichkeit und für den Fall 

des Vorliegens eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag ohne 

entsprechende Höchsttarifverpflichtung, 

in einer allgemeinen Vorschrift geregelt 

werden. Diese werden – soweit 

erforderlich separat geregelt – und sind 

somit nicht Gegenstand dieser 

Allgemeinen Vorschrift. 

 

Nach 01.01.2025 erteilte 

Linienverkehrsgenehmigungen: 

 

Nach dem 01.01.2025 erteilte 

Genehmigungen fallen aus der 

Bestandssicherung heraus und die Hilfen 

für den Ausbildungsverkehr werden auf 

die ÖPNV-Aufgabenträger neu verteilt. 

 

Die Hilfen für den Ausbildungsverkehr für 

Verkehre außerhalb der 

Bestandssicherung müssen daher für 

den Fall der Eigenwirtschaftlichkeit und 

für den Fall des Vorliegens eines 

öffentlichen Dienstleistungsauftrag ohne 

entsprechende Höchsttarifverpflichtung, 

in einer allgemeinen Vorschrift geregelt 

werden. 

 

Die präzisen Maßstäbe für die 

Neuverteilung sind nicht bekannt. Kein 

Aufgabenträger kann daher verlässlich 

abschätzen oder gar kalkulieren, welche 

Ausbildungshilfen ihm künftig für 

Linienverkehre zugewiesen werden, die 

aus der Bestandssicherung herausfallen. 

Im Landkreis Augsburg besteht derzeit 

ein eigenwirtschaftlicher Verkehr (siehe 

Anlage 1 Übersicht eigenwirtschaftliche 

Verkehre), dessen 

Linienverkehrsgenehmigung nach dem 

01.01.2025 erteilt wurde. 

Vor diesem Hintergrund hat der 

Landkreis Augsburg beschlossen, mit 

vorliegender Allgemeinen Vorschrift den 

Ausgleich für Verkehre außerhalb der 

Bestandssicherung zu regeln. 

 

Aufgrund der Unsicherheit der präzisen 

Maßstäbe für die Neuverteilung hat sich 

der Landkreis Augsburg dafür 

entschieden, das daraus resultierende 

Haushaltsrisiko mit folgender 

Maßnahme zu reduzieren: 

 

Die Ausgleichsleistung ist in Art. 4 VO 

(EG) Nr. 1370/2007 begrenzt auf die 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtung. 

Wenn die Ausgleichsleistung abgesenkt 

werden muss, kann also auch 

entsprechend die gemeinwirtschaftliche 

Verpflichtung (im Sinne eines 

wirtschaftlichen Nachteils) reduziert 

werden. Der Landkreis Augsburg macht 

davon im Bedarfsfall Gebrauch. 

 

Zudem hat sich der Landkreis Augsburg 

entschieden die vorliegende Allgemeine 

Vorschrift aufgrund der Unsicherheiten 

über die Neuverteilung zunächst auf den 

31.12.2026 zu befristen. 

 

§ 1 Höchsttarif und 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

(1) Im ÖPNV im Landkreis 

Augsburg (im Folgenden: Landkreis) auf 

den in Anlage 1 und Anlage 2 

spezifizierten Linien 600, 834, 835, 836 

und 837 werden die vom Landkreis 

vorgegebenen Beförderungsentgelte und 

-bedingungen in Bezug auf 

Zeitfahrausweise des 

Ausbildungsverkehrs in der jeweils von 

der Regierung von Schwaben 

zugestimmten Fassung als Höchsttarife 

im Rahmen einer allgemeinen Vorschrift 

gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 

1370/2007 festgesetzt 

(Höchsttarifverpflichtung). 

 

(2) Die Beantragung einer 

Änderung der Beförderungsentgelte und 

-bedingungen gemäß § 39 PBefG bedarf 

der Zustimmung des Landkreises. Die 

Höchsttarifverpflichtung schließt die 

Pflicht ein, für vom Landkreis verlangte 

Änderungen der Beförderungsentgelte 

und -bedingungen die Zustimmung der 

Genehmigungsbehörde gemäß § 39 

PBefG einzuholen. Die mit dieser 

allgemeinen Vorschrift auszugleichende 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtung ist 

die Ersetzung des § 45a PBefG durch 

Landesrecht gemäß Art. 24 BayÖPNVG. 

 

§ 2 Geltungsbereich 

(1) Der Geltungsbereich dieser 

allgemeinen Vorschrift erstreckt sich 

sachlich/geografisch ausschließlich auf 

den Linienwegen der Buslinien 600, 834, 

835, 836 und 837 gemäß Anlage 1 und 

Anlage 2 im Gebiet des Landkreis 

Augsburg als Teil des Gebiets, für das der 

Landkreis Augsburg unter 

Berücksichtigung von bestehenden 

Regelungen zu Kooperationen i.S.v. Art. 7 

BayÖPNVG, Verordnungen sowie 

bestehenden Vereinbarungen zur 

Übertragung von Zuständigkeiten mit 

benachbarten zuständigen Behörden, die 

Befugnis als zuständige Behörde, die 

Befugnis als zuständige Behörde im 

Sinne von des Artikel 2 Buchstabe b) der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den 

allgemeinen ÖPNV innehat. 

 

§ 3 Vorrangige Regelungen 

öffentlicher Dienstleistungsaufträge; 

Abschluss von 

Umsetzungsvereinbarungen 

(1) Soweit öffentliche 

Personenverkehrsdienste im 

allgemeinen öffentlichen 

Personenverkehr auf Grundlage 

öffentlicher Dienstleistungsaufträge 

erbracht werden (gemeinwirtschaftliche 

Verkehrsdienste), gelten die Regelungen 

dieses öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags einschließlich 

etwaiger Ergänzungen oder Nachträge 

im Grundsatz vorrangig vor den 

Regelungen dieser allgemeinen 

Vorschrift. Dies gilt insbesondere für die 

öffentlichen Dienstleistungsaufträge im 

AVV-Regionalbusverkehr (siehe 

Präambel). Dies gilt in Bezug auf die 

Höchsttarifverpflichtung nur insoweit, 

wie der jeweilige öffentliche 

Dienstleistungsauftrag eine 

entsprechende Pflicht enthält; im 

Übrigen ergibt sich die 

Höchsttarifverpflichtung einschließlich 

der hierfür zu gewährenden 

Ausgleichsleistungen aus dieser 

allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung 

der Höchsttarifverpflichtung im 

Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung 

der Ausgleichsleistungen sowie der 

erforderlichen Nachweisführung hierfür 

erfolgt auf Grundlage des jeweiligen 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

unter vollständiger Beachtung der 
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Regelungen dieser allgemeinen 

Vorschrift. 

 

(2) Soweit öffentliche 

Personenverkehrsdienste 

eigenwirtschaftlich erbracht werden, 

können zur Umsetzung dieser 

allgemeinen Vorschrift, soweit 

erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen 

zwischen dem jeweiligen 

Verkehrsunternehmen und dem 

Landkreis Augsburg abgeschlossen 

werden. In der Umsetzungsvereinbarung 

kann insbesondere die konkrete 

Abwicklung der Ausgleichsleistungen 

sowie der Nachweisführung nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 

geregelt werden. Die 

Umsetzungsvereinbarung begründet 

keine eigenständigen 

Höchsttarifverpflichtungen oder 

Ausgleichsansprüche. 

 

§ 4 Ausgleichsleistungen 

(1) Unternehmen, deren 

Linienverkehre in den Höchsttarif 

einbezogen sind und die auf ihren 

Linienverkehren die Höchsttarife gemäß 

§ 1 anwenden, haben Anspruch auf die 

Gewährung von Hilfen für den 

Ausbildungsverkehr gemäß Art. 24 

BayÖPNVG in Höhe der bisher auf diese 

Linienverkehre entfallenden 

Ausgleichsmittel gemäß § 45a PBefG. 

 

(2) Ein Anspruch besteht nicht, 

wenn das jeweilige 

Verkehrsunternehmen auf 

anderweitigem Weg (bspw. über 

öffentliche Dienstleistungsaufträge oder 

andere allgemeine Vorschriften etc.) 

einen Ausgleich für die 

Höchsttarifverpflichtung erhält oder für 

die jeweiligen Personenverkehrsdienste 

selbst in Bezug auf die 

Erlösverantwortung bzw. die 

Tarifeinnahmen kein wirtschaftliches 

Risiko trägt (bspw. aufgrund sog. 

Bruttoverträge wie im AVV-

Regionalbusverkehr). 

 

(3) Die Hilfen für den 

Ausbildungsverkehr werden dem Grunde 

nach nur angepasst, wenn die Hilfen für 

den Ausbildungsverkehr gemäß Art. 24 

BayÖPNVG seitens des Freistaats 

allgemein dynamisiert werden. 

 

(4) Die Gewährung des 

Ausgleichsbetrags erfolgt an die 

Unternehmen. Art. 24 Abs. 2 Satz 1 

BayÖPNVG bleibt unberührt. 

 

(5) Vermindern sich die 

Ausbildungshilfen bei einem aus dem 

Bestandsschutz herausfallenden 

Linienverkehr seitens des Freistaats 

gegenüber den bisherigen 

Bestandsmitteln gemäß Absatz 1, erhält 

das Unternehmen diese durch den 

Landkreis / die kreisfreie Stadt 

vorbehaltlich § 6 Abs. 2 in bisheriger 

Höhe ausgeglichen. 

 

§ 5 Einnahmen aus Fahrscheinverkauf 

Vorbehaltlich anderweitiger Regelungen 

in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, 

verbleiben die Einnahmen aus dem 

Fahrscheinverkauf bei den 

Unternehmen. 

 

§ 6 Änderungen im 

Verkehrsleistungsangebot 

(1) Die Ausgleichsleistungen 

vermindern sich um die ersparten 

Aufwendungen, welche sich aus der von 

einem Unternehmen vorsätzlich oder 

grob fahrlässig zu vertretenden Kürzung 

der bei Inkrafttreten dieser allgemeinen 

Vorschrift vorhandenen 

Verkehrsleistungsangebote oder der 

Unterschreitung der bisherigen 

quantitativen und qualitativen Standards 

oder der künftig nach einem 

Nahverkehrsplan geltenden 

quantitativen und qualitativen Standards 

bei der Betriebsleistungserbringung 

ergibt. 

 

(2) Soweit Linienverkehre 

Leistungen enthalten, die zur 

Sicherstellung des Ausbildungsverkehrs 

nicht benötigt werden, kann der 

Landkreis in Abstimmung mit dem 

Unternehmen den Ausgleichsbetrag 

gemäß § 4 kürzen. Das Unternehmen ist 

in diesem Fall verpflichtet, sein 

betriebliches Leistungsangebot in 

Abstimmung mit dem Landkreis so 

anzupassen, damit das vorherige 

wirtschaftliche Gleichgewicht 

wiederhergestellt wird. 

 

§ 7 Trennungsrechnung 

(1) Soweit die Unternehmen 

anderen betrieblichen Tätigkeiten als der 

Beförderung von Fahrgästen zum 

Höchsttarif auf den gemäß § 2 

einbezogenen Linienverkehren 

nachgehen, haben sie eine 

Trennungsrechnung einzurichten. Diese 

Verpflichtung entfällt, wenn und soweit 

die Linienverkehre gemäß § 2 aus 

anderem Anlass schon einer Prüfung der 

Überkompensation unterworfen sind. 

 

(2) Die 

Durchführungsvorschriften für die 

Trennungsrechnung ergeben sich aus 

Ziff. 5 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 

1370/2007. Die Schlüsselung von 

Querschnittsfunktionen hat nach den 

Grundsätzen der Sachgerechtigkeit und 

Stetigkeit zu erfolgen. 

 

(3) Die Trennungsabrechnung 

muss den gleichen Zeitraum wie die 

Jahresabschlüsse umfassen. 

 

(4) Mit der Trennungsrechnung 

verbundene Kosten sind vom Ausgleich 

nach § 4 umfasst. 

 

§ 8 Regelungen zur Vermeidung einer 

Überkompensation 

(1) Der Landkreis prüft 

vorbehaltlich Absatz 7 jährlich und bei 

begründetem Anlass, ob die 

Unternehmen die Regeln der Nrn. 1 bis 6 

des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 

einhalten und ob die maßgeblichen 

Kosten zuzüglich eines angemessenen 

Gewinns durch die maßgeblichen 

Einnahmen der Unternehmen über- oder 

unterschritten werden. Der Landkreis 

kann auf längere Prüfungszyklen 

übergehen; diese dürfen einen Zeitraum 

von jeweils drei Jahren nicht 

überschreiten. Die Prüfung erfolgt auf der 

Grundlage der von den Unternehmen 

nach folgendem Absatz 3 vorgelegten 

Begutachtungen. Der Landkreis kann aus 

begründetem Anlass ergänzende 

Angaben und Unterlagen verlangen. Die 

Unternehmen legen diese dem Landkreis 

unverzüglich (d.h. in der Regel 

spätestens zwei Wochen nach der 

jeweiligen Anforderung) vor. 

 

(2) Der angemessene Gewinn 

gemäß der Trennungsrechnung ist auf 

eine Umsatzrendite von 5 %, begrenzt 

und nicht zu begründen oder 

nachzuweisen, wenn die Unternehmen 

z.B. anhand des Durchschnittsalters 

ihres Fuhrparks (einschließlich dessen 

der Auftragsunternehmen der 

Unternehmen) nachweisen können, dass 

sie wiederkehrend in ihre Fuhrparke 

reinvestieren. Bei fehlenden oder 
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reduzierten Reinvestitionen ist der 

angemessene Gewinn im Verhältnis der 

Veränderung des Durchschnittsalters 

des Fuhrparks bis auf eine Untergrenze 

zu reduzieren, welche einer 

Umsatzrendite von 3% entspricht. 

 

(3) Die Unternehmen legen dem 

Landkreis zur Prüfung nach 

vorstehendem Absatz 1 eine 

Bescheinigung ihrer Steuerberater oder 

Wirtschaftsprüfer vor, welche bestätigt, 

dass die Regeln der Ziff. 1. bis 6. des 

Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 und 

des § 8 dieser Allgemeinverfügung 

eingehalten wurden. 

 

(4) Mit der Bestätigung gemäß 

vorstehendem Absatz 3 verbundene 

Kosten sind ebenfalls vom Ausgleich 

nach § 4 umfasst. 

 

(5) Soweit eine 

Überkompensation vorliegt, wird kein 

Ausgleich gewährt. Unter- und 

Überkompensationen können in einem 

Zeitraum von jeweils drei Jahren 

beginnend mit dem Jahr der 

Überkompensation miteinander 

verrechnet werden. 

 

(6) Soweit Abschlagszahlungen 

an ein Unternehmen dazu geführt haben, 

dass die maßgeblichen Einnahmen die 

maßgeblichen Kosten zuzüglich eines 

angemessenen Gewinns überschreiten, 

sind diese durch den Landkreis 

zurückzufordern und gegebenenfalls mit 

den folgenden Abschlagzahlungen zu 

verrechnen. Der Rückforderungsbetrag 

wird ab dem jeweiligen 

Zahlungszeitpunkt des Ausgleichs bis 

zum Eingang des 

Rückforderungsbetrags beim Landkreis 

angemessen verzinst. Die Festsetzung 

der zu leistenden Zinszahlung erfolgt 

durch den Landkreis. 

 

(7) Die Verpflichtung zur 

Überkompensationsprüfung entfällt, 

wenn und soweit die Linienverkehre 

gemäß § 2 aus anderem Anlass schon 

einer Prüfung der Überkompensation 

unterworfen sind. 

 

§ 9 Wirtschaftlichkeit und Qualität 

(1) Der Anreiz zur 

Aufrechterhaltung oder Entwicklung 

einer wirtschaftlichen Geschäftsführung 

gemäß Nr. 7 Spiegelstrich 1 des Anhangs 

zur VO (EG) Nr. 1370/2007 ergibt sich 

daraus, dass die Unternehmen das 

überwiegende Marktrisiko tragen, und 

keine Ansprüche auf einen 

Verlustausgleich im Nachhinein haben. 

 

(2) Der Anreiz zur 

Aufrechterhaltung oder Entwicklung der 

Erbringung von 

Personenverkehrsdiensten ausreichend 

hoher Qualität gemäß Nr. 7 Spiegelstrich 

2 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 

1370/2007 ergibt sich aus dem Status 

quo und gegebenenfalls nachfolgend 

vom Landkreis/von der Stadt im 

Nahverkehrsplan vorgegebenen 

quantitativen und qualitativen 

Anforderungen und Standards. 

 

§ 10 Gesamtbericht 

Die Veröffentlichung des 

Gesamtberichts gemäß Art. 7 Abs. 1 VO 

(EG) Nr. 1370/ 2007 erfolgt im Internet-

Auftritt des Landkreises, und ab 

Verfügbarkeit eines solchen in einem 

landes- oder bundesweiten 

Veröffentlichungsportal. Der Landkreis 

beachtet bei der Verwendung der von 

den Unternehmen zugänglich 

gemachten Informationen, Daten etc. die 

Vorschriften des Unions-, Bundes- und 

Landesdatenschutzes sowie die 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der 

Unternehmen. 

 

§ 11 Inkrafttreten, Aufhebung 

(1) Diese Allgemeinverfügung tritt 

am 1. Januar 2026 in Kraft. 

(2) Diese Allgemeinverfügung 

kann jederzeit mit einer 

Vorankündigungsfrist von sechs 

Monaten aufgehoben werden. 

 

(3) Diese Allgemeinverfügung tritt 

am 31.12.2026 außer Kraft. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann 

innerhalb eines Monats nach ihrer 

Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 

dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht 

Augsburg in 86152 Augsburg 

 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist 

schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 

genannte Personenkreis Klagen 

grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in 

Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 

fällig. 

Nähere Informationen zur elektronischen 

Einlegung von Rechtsbehelfen können 

der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (Link: 

www.vgh.bayern.de) entnommen 

werden. 

 

Siehe Anlage 1 und Anlage 2. 

 

Augsburg, den 28.05.2026 

 

 

 

 

 

Martin Sailer 

Landrat 

 

 

 

 

 



Anlage 1 zur Allgemeinen Vorschrift

Linienweg gemäß Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum Augsburg 2026 plus

 

Linie Linienweg (Hin/Zurück) Liniengenehmigung 

  Von: bis: 

600 Krumbach – Augsburg//Augsburg – Krumbach 

 
Krumbach, Schulzentrum - Krumbach, Bahnhof - 

Krumbach, Munding - Krumbad, B300 - Edenhausen, Gh. 

Löwen - Edenhausen, B300 - Ursberg, B300 (alt) - Ursberg, 
Förderschule - Ursberg, Gymnasium - Oberrohr, Südl. 

Ortsrand - Ursberg, St. Maria - Thannhausen, Ursberger 
Str. - Thannhausen, Kirche - Thannhausen, Schulzentrum - 

Thannhausen, Hansenhohl - Ziemetshausen, Wäckerlestr. 
- Ziemetshausen, Kirche - Ziemetshausen, Gewerbegebiet 

- Uttenhofen, B300 - Schönebach, Ort - Holzara - 

Breitenbronn - Ried - Osterkühbach - Ustersbach, Brauerei 
- Ustersbach, Ost - Mödishofen, Ort - Aretsried, B300 - 

Reitenbuch, B300 - Maingründel, B300 - Wollishausen, 
B300 - Dietkrich - Gessertshausen, Bf. - Gessertshausen, 

Hauptstraße - Diedorf, Ortsmitte - Diedorf, Gewerbegebiet 

- Lettenbach, B300 - Vogelsang - Steppach, Mitte - 
Augsburg, P+R West - Augsburg, Diakonissenhaus - 

Augsburg, Staatstheater – Augsburg Hbf 
 

01.01.2026 31.12.2035 

 

Haltestellen im Stadtgebiet Augsburg: 

Augsburg P+R West * 

Augsburg Diakonissenhaus 

Augsburg Staatstheater 

Augsburg Hbf 

 

*Erster/letzter Halt im Landkreis Augsburg 

 

Jakob, Laura
Schreibmaschine
Anlage 1



Anlage 2 zur Allgemeinen Vorschrift
 
Linienweg gemäß Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum 2026 plus 
 

Linie Linienweg (Hin/Zurück) Liniengenehmigung 
  Von: bis 
834 Diedorf – Thannhausen / Thannhausen – Diedorf 

 
Diedorf, Bahnhof* - Kutzenhausen, Ort* - Buch* – Schempach* 
-  Lindach* - Häder, Ort* - Agawang, Kirche* – Unternefsried* - 
Rommelsried, Deubacher Str.* - Deubach, Kirche* – Deubach, 
Süd* - Rommelsried* - Unternefsried* - Agawang, Kirche* – 
Buch* - Häder, Ort* - Lindach* - Wollishausen, Ort* – 
Wollishausen, Feuerwehrhaus* - Margertshausen, Bahnhof* – 
Margertshausen, Ortsmitte* - Reitenbuch, Ort* - Mödishofen, 
Bahnhof* -  Mödishofen, Ort* - Ustersbach, Ost* – Ustersbach, 
Brauerei* - Holzara* - Ried* - Breitenbronn* - Ziemetshausen, 
Gewerbegeb.- Ziemetshausen, Kirche – Ziemetshausen, 
Wäckerlestraße - Thannhausen, Hansenhohl – Thannhausen, 
Schulzentrum (Steig 3)- Schulzentrum (Steig 4) – 
Thannhausen, Ursberger Straße - Ursberg, Gymnasium - 
Breitenbronn* - Holzara* - Ziemetshausen, Gewerbegeb.- 
Ziemetshausen, Kirche – Ziemetshausen, Wäckerlestraße - 
Thannhausen, Schulz.  

 
 
01.01.2026 
 
 
 

 
 
31.12.2035 

835 Fischach – Thannhausen / Thannhausen – Fischach 
 
Siegertshofen* - Tronetshofen* - Willmatshofen* - Aretsried, 
Ort* - Ustersbach, Ost* - Ziemetshausen, Gewerbegeb.- 
Ziemetshausen, Kirche – Ziemetshausen, Wäckerlestraße - 
Fischach, Marktplatz* – Fischach, Neufnachstraße* - 
Wollmetshofen, Ort* - Langenneufnach, Weberstraße* – 
Langenneufnach, Raiffeisenbank* - Thannhausen, Hansenhohl 
– Thannhausen, Schulzentrum – Thannhausen, Ursberger 
Straße - Ursberg, Gymnasium  

 
 
01.01.2026 

 
 
31.12.2035 

836 Mickhausen – Ursberg / Ursberg – Mickhausen 
 
Mickhausen, Nord* – Mickhausen, Gh. Lutz* - Münster, 
Feuerwehr - Walkertsh., Raiba* - Thannhausen, Schulz. – 
Thannhausen, Ursberger Straße - Ursberg, Gymnasium*  

 
 
01.01.2026 

 
 
31.12.2035 

837 Markt Wald – Ursberg / Ursberg – Markt Wald 
 
Markt Wald, Bf-Wirtsch.- Markt Wald, Gh. Adler* - Bürgle - 
Oberneufnach, Vereinsh. - Mittelneufnach, Ortsmitte* - 
Reichertshofen, Bf* - Gumpenweiler, Bahnhof* - 
Langenneufnach, Süd* - Immelstetten, Dorfstraße -  
Habertsweiler - Lauterbach - Nachstetten, Hauptstraße - 
Muttershofen, Fuggerstr. - Könghausen - Obergessertsh., 
Dorfplatz - Haselbach, Kirche - Balzhausen, Kirche/Rehm - 
Burg, Ortsstraße – Burg, Mühle – Nettershausen - 
Thannhausen, Schulz. – Thannhausen, Ursberger Straße - 
Ursberg, Gymnasium* 

 
 
01.01.2026 

 
 
31.12.2035 

 
*Haltestellen im Landkreis Augsburg 

Jakob, Laura
Schreibmaschine
Anlage 2




